
 

 
 
 

 
 

 

 

 

Stadtverordnetenvorsteher  
der Stadtverordnetenversammlung Niddatal  
c/o Stadtverwaltung Niddatal 
Hauptstr. 2 
 
61194 Niddatal 
 

Niddatal, den 02.05.2021 
 

 
 
Sehr geehrter Herr Porth, 
wir möchten Sie bitten, den nachfolgenden Antrag in der nächsten 
Stadtverordnetenversammlung auf die Tagesordnung zu nehmen: 
  
 
Aufhebung des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung vom 01.11.2017 bezüglich der 
Wiederaufnahme der Planungen und Schaffung von Baurecht für das Baugebiet „Gollacker“ im 
Stadtteil Assenheim vom 01.11.2017 
  
 
Sachverhalt: 
  
Das Baugebiet A 13 „Auf dem Gollacker“ erhitzt seit fast 24 Jahren die Gemüter der Bürgerinnen 
und Bürger in Niddatal, vor allen in Assenheim. Eine Bürgerinitiative gegen das Baugebiet 
Gollacker wurde gegründet. 
  
Am 12.06.2007 hat die Stadtverordnetenversammlung den Aufstellungsbeschluss für den 
Bebauungsplan und den Abschluss einer Bodenbevorratungsvereinbarung mit der Hess. 
Landgesellschaft beschlossen. 
  
Der Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Flur 11, Flurstücke 96/2, 97/1, 98/1, 99/1, 132/1, 
132/2, 341, 344, 345 (tw.) und 476/1. Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 10 ha. 
  
Weil schon damals nicht sicher war, dass die Erschließung und Bebauung funktionieren wird, 
wurden Machbarkeitsstudien in Auftrag gegeben. Dazu wurden erste Berechnungen zur 
Entwässerung des Plangebietes von einem Ingenieurbüro durchgeführt. 
  
Das Thema wurde zwischen 2007 und 2012 mehrfach in den Gremien behandelt. Ende März 2012 
wurden die Planungen für das Baugebiet beendet, da die Umsetzung als nicht möglich eingestuft 
wurde. 
  
2013 wurde das Baugebiet im Rahmen der Haushaltsberatung erneut zum Thema, aber nicht 
weiterverfolgt. 
  



 

 
 
 

 
 

 

 

 
Am 01.11.2017 wurde die Wiederaufnahme der Planungen und Schaffung von Baurecht für das 
Baugebiet von der Stadtverordnetenversammlung mehrheitlich beschlossen.  
  

Die im Laufe der Wiederaufnahme gewonnenen Erkenntnisse haben nicht dazu geführt, die 

städtebaulichen, ökologischen, ökonomischen und bautechnischen Bedenken 

auszuräumen.  Daher soll die bisherige Festsetzung des FNP “ Wohnbaufläche” in die Festsetzung 

“ Vorrangfläche Landwirtschaft” umgewandelt und die zusätzliche Klassifizierung “regionaler 

Grünzug” aufgenommen werden. 

   
 

Antrag: 
  
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 
  
1.  Der Beschluss vom 01.11.2017 zur Wiederaufnahme der Planungen und Schaffung von 
Baurecht wird aufgehoben. 
  
2.  Im Regionalen Flächennutzungsplan (RegFNP) wird dieser Bereich als Vorrangfläche 
Landwirtschaft und Vorranggebiet regionaler Grünzug ausgewiesen. Das Änderungsverfahren hat 
der Magistrat beim Regionalverband FrankfurtRheinMain in Auftrag zu geben. 
 
 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 
Oliver Seuss 

Bündnis 90 / Die Grünen 

Niddatal 

Gerhard Einhoff 

CDU Niddatal 

Christian Heyer 

FDP Niddatal 

  


